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Ausbildungsmarkt. Weil die Zahl der Schulabgänger sinkt, müssen die Un-
ternehmen bei der Rekrutierung von Auszubildenden neue Wege gehen – indem 
sie zum Beispiel leistungsschwächere Jugendliche noch stärker fördern und 
die betriebliche Ausbildung für Abiturienten noch attraktiver gestalten.

Rund 60 Prozent der Neuverträge 
wurden in Industrie und Handel 
abgeschlossen. Die dortigen Unter-
nehmen haben die Zahl ihrer neuen 
Azubis sogar um 3,5 Prozent gestei-
gert. Im öffentlichen Dienst und in 
der Landwirtschaft ging die Zahl der 
neu unterzeichneten Ausbildungs-
verträge dagegen zurück; im Hand-
werk blieb sie konstant.

Auch regional verlief die Entwick-
lung höchst unterschiedlich: Wäh-
rend im Westen knapp 4 Prozent 

mehr junge Leute in die Berufsaus-
bildung starten konnten, sank die 
Zahl der Neuverträge im Osten um 
fast 8 Prozent. Dies ist jedoch nicht 
auf  mangelndes Engagement der 
Unternehmen zurückzuführen, son-
dern auf die schrumpfende Zahl der 
Schulabgänger:

Während sich 2011 in Westdeutsch-
land 3,6 Prozent mehr Jugendliche 
um einen Ausbildungsplatz bewarben 
als ein Jahr zuvor, waren es in Ost-
deutschland 8,2 Prozent weniger.

Dies zeigt, wie stark die demogra-
fischen Veränderungen bereits heute 
den Ausbildungsmarkt prägen. Auch 
im Westen der Bundesrepublik wer-
den aus Lehrstellen immer     

Effektivverdienste.
Weil Arbeitskräfte knap-
per werden, haben viele 
Beschäftigte in den ver-
gangenen Jahren Lohn-
zuwächse erzielt.	
Seite 3

Automobilzulieferer. 
Bis 2015 dürften die 
deutschen Automobil-
zulieferer weitere Anteile 
ihrer Produktion ins
Ausland verlagern.	
Seite 4-5

Emissionshandel. Auch 
wenn die Preise für
Verschmutzungsrechte 
derzeit im Keller sind,
ändert dies nichts an
den Klimaschutzzielen.
Seite 6

Staatsbankrotte. 
Griechenland steht kurz 
vor der Pleite – brauchen 
wir deshalb ein Insol-
venzrecht für klamme 
Staaten?	
Seite 7

Insolvenzen. Die Zahl 
der Firmenpleiten ist seit 
Jahren rückläufig, vor 
allem in der Industrie 
geraten weniger Betriebe 
in Schieflage.	
Seite 8

Die robuste Konjunktur in 
Deutschland hat dem Arbeitsmarkt 
kräftig auf die Sprünge geholfen. 
Davon profitiert auch der Nach-
wuchs, der auf ein großes Angebot 
zurückgreifen kann, wie die Zahl der 
neu abgeschlossenen Ausbildungs-
verträge zeigt (Grafik Seite 2):

Im Jahr 2011 haben die Unterneh-
men und der Staat insgesamt rund 
570.100 Auszubildende neu einge-
stellt – 1,8 Prozent mehr als im Vor-
jahr.
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Befragung von 954 Unternehmen im Frühjahr 2011; Quelle: IW-Qualifizierungsmonitor

Nachwuchssuche 
wird mühsamer
Auszubildende zu finden, 
war für Unternehmen im Jahr 2011 
im Vergleich zum Vorjahr ...
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... schwieriger
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52,8

5,5

41,7

3,5

59,8

36,6
44,7

1,3

54,0

Strategien gegen Leerstellen
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Mitarbeiter durch externe Fachkräf-
te ersetzen. Dies ist angesichts der 
Fachkräfteengpässe gerade für 
kleinere Unternehmen mühsam oder 
sogar unmöglich – vor allem im ge-
werblich-technischen Bereich.

Deshalb müssen die Firmen bei 
ihrer Suche nach Auszubildenden ihr 
Engagement weiter verstärken. Eini-
ge Optionen:

•	 Spezielle Zielgruppen gewinnen. 
Manche Jugendliche mit Migrati-
onshintergrund haben zwar mit der 
deutschen Sprache oder mit anderen 
Handicaps zu kämpfen, machen das 
aber teils durch viel Engagement und 
Motivation wett. Ähnliches gilt für 
behinderte junge Leute. Das können 
die Firmen für sich nutzen, sofern 
sie diesen jungen Leuten die Türen 
zur Ausbildung weiter öffnen.

•	 Individuelle Förderung anbieten. 
Durch Nachhilfe verbessern sich 
auch für leistungsschwächere Ju-
gendliche die Chancen, den Ausbil-
dungsabschluss zu schaffen. Derzeit 
unterstützt bereits jedes fünfte aus-
bildende Unternehmen seine Azubis 
mit Hauptschulabschluss dabei (vgl. 
iwd 30/2011). Leistungsstarke Ju-
gendliche wiederum entscheiden sich 
eher für eine betriebliche Berufsaus-
bildung anstelle eines Studiums, 
wenn die Firmen ihnen Zusatzqua-
lifikationen wie Rhetorikkurse bie-
ten oder einen Auslandsaufenthalt 
ermöglichen. Solche Angebote un-
terbreitet schon fast jedes vierte aus-
bildende Unternehmen.

Doch selbst wenn die Betriebe all 
dies beherzigen, benötigen sie mit-
unter Unterstützung – etwa wenn es 
um die Ausbildung von Jugendlichen 
mit Lernschwächen geht. So wün-
schen sich sechs von zehn Unterneh-
men eine externe Beratung für ihre 
Ausbilder, um leistungsschwächere 
Azubis besser fördern zu können.
 

wie der vom Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln (IW) erstellte Qua-
lifizierungsmonitor belegt. Der Be-
fragung zufolge konnten zuletzt 27 
Prozent der ausbildenden Unterneh-
men nicht alle Ausbildungsplätze 
besetzen. Die anderen Firmen mus-
sten sich ebenfalls stärker um Nach-
wuchs bemühen (Grafik Seite 1):

Je nach Beschäftigtenzahl war es 
2011 für bis zu 45 Prozent der Unter-
nehmen schwieriger als im Vorjahr, 
Auszubildende zu finden.

Gerade Azubis sind für die Wirt-
schaft aber besonders wichtig: In-
dem die Unternehmen den jungen 
Leuten von Anfang an das betriebs-
spezifische Rüstzeug mitgeben, si-
chern sie nicht nur ihre eigene Wett-
bewerbsfähigkeit, sondern letztlich 
die der gesamten Volkswirtschaft.

Bleiben Lehrstellen unbesetzt, 
müssen die Betriebe ausscheidende 

öfter Leerstellen – dort hat sich 
der Anteil der unbesetzten Ausbil-
dungsplätze in den vergangenen Jah-
ren ebenfalls merklich erhöht.

Was den Firmen Sorgen bereitet, 
kann die Jugendlichen freuen. Denn 
der Anteil der Ausbildungsplatzbe-
werber, die zum Start des Ausbil-
dungsjahres nicht zum Zuge kamen, 
ist seit 2009 bundesweit gesunken. 
Zudem konnte die Hälfte der im 
vergangenen Jahr zunächst unver-
sorgten Bewerber bis Ende Januar 
noch in eine Ausbildung nachvermit-
telt werden.

Dies ist möglich, weil das Angebot 
an Ausbildungsplätzen inzwischen 
größer ist als die Nachfrage. Rein 
rechnerisch gab es 2011 für 100 Be-
werber 103 Lehrstellen.

Folglich bereitet die Suche nach 
geeigneten Auszubildenden den Un-
ternehmen zunehmend Probleme, 
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Ursprungsdaten: Bundesinstitut für Berufsbildung

Ausbildungsmarkt: Mehr Stellen, weniger Bewerber

Neu 
abgeschlossene 
Ausbildungs-
verträge

Westdeutschland

Ostdeutschland

Zahl der 
Ausbildungs-
plätze je 
100 Bewerber

So viel Prozent 
der Bewerber 
blieben 
unversorgt

So viel Prozent 
der Ausbildungs-
plätze blieben 
unbesetzt

465.309
468.297

485.645

2009
2010
2011

98.998
91.663

84.495

Westdeutschland

Ostdeutschland

100,7
101,5
103,2

98,3
99,9
102,4

Westdeutschland

Ostdeutschland

2,4
1,8

1,7

4,3
3,9

3,5

Westdeutschland

Ostdeutschland

3,0
3,3

4,8

2,6
3,8

5,8
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Gute Zeiten für Arbeitnehmer

Effektivverdienste. Fachkräfte wer-
den knapp. Dies spiegelt sich bereits in 
der Lohnentwicklung wider. Allerdings 
konnten zuletzt auch Ungelernte recht 
gute Verdienstzuwächse verbuchen – 
wenngleich aus einem anderen Grund.

In deutschen Unternehmen wird 
die Fachkräftesicherung mehr und 
mehr zum Megathema. Und auch 
die Verbände haben längst mobilge-
macht. Der Deutsche Industrie- und 
Handelskammertag (DIHK) zum 
Beispiel wird nicht müde zu betonen, 
alle Beteiligten – von den Bildungs-
politikern bis hin zu den Firmen-
chefs – mögen schon jetzt die Wei-
chen dafür stellen, dass auch in ein 
paar Jahren genügend qualifizierte 
Arbeitskräfte vorhanden sind. Der 
DIHK unterfüttert seine Aufforde-
rung mit einem Umfrageergebnis aus 
dem Sommer 2011:

Jedes dritte Unternehmen mit bis 
zu 500 Beschäftigten befürchtet, we-
gen der Personalprobleme Aufträge 
nicht annehmen zu können.

Für Arbeitnehmer brechen damit 
gute Zeiten an. Wollen Unterneh-
men Personal anlocken, werden sie 
im Vergleich zur Konkurrenz häu-
figer etwas drauflegen müssen. Fir-
men, die nicht nach Tarifvertrag 
zahlen, dürften mittelfristig im Wett-
bewerb um neue Mitarbeiter schlech-
te Karten haben. Vor allem in den 
technisch-naturwissenschaftlichen 
Berufen verbessern sich die Jobaus-
sichten, was die Durchsetzung von 
Gehaltsforderungen erleichtert.

Weil Arbeitskräfte aber nicht 
überall knapp werden – Friseurinnen, 
Literaturwissenschaftler und Bank-
kaufleute gibt es zur Genüge –, wer-

den sich die Löhne je nach Beruf 
und Tätigkeit recht unterschiedlich 
entwickeln.

Dass dies in Ansätzen schon heu-
te der Fall ist, kann man in der Ver-
dienststatistik des Statistischen Bun-
desamts ablesen. Diese informiert 
vierteljährlich über die Entwicklung 
der Bruttoverdienste nach soge-
nannten Leistungsgruppen, in denen 
viele Berufe und Tätigkeiten zusam-
mengefasst sind (Grafik).

So zeigten die Daten seit dem 
ersten Quartal 2007 – seitdem gibt 
es diese Aufstellung für die Gesamt-
wirtschaft – nur einen schwachen 
Zusammenhang zwischen Qualifika-
tion und Lohndynamik:

Arbeitnehmer mit Führungsaufga-
ben oder mit selbstständigen Tätig-
keiten verzeichneten bis zum dritten 
Quartal 2011 gegenüber 2007 ein 
Lohnplus von 9,2 Prozent.

Arbeitnehmer mit abgeschlossener 
Berufsausbildung bekamen im 
Schnitt über alle Tätigkeitsbereiche 
hinweg knapp 8 Prozent mehr Lohn.

Angelernte Arbeitnehmer mussten 
sich mit einem Plus von 6,2 Prozent 
begnügen.

Im Produzierenden Gewerbe – wo 
die Fachkräfteknappheit vor allem 
bei Technikern schon heute spürbar 
ist – fällt die Differenz größer aus. 
Hier liegt die Spanne bei den Kräften 
mit einer Berufsausbildung zwischen 
14,7 und 6,6 Prozent.

Auffallend ist, dass ungelernte Ar-
beitnehmer sowohl im Produzie-
renden Gewerbe als auch bei Dienst-
leistern vom Schema abweichen und 
relativ hohe Lohnzuwächse verbuch-
ten. Eine mögliche Erklärung dafür 
könnte die Einführung verschiedener 
Branchenmindestlöhne sein (vgl. iwd 
6/2012).

 Viele Arbeitnehmer in den un-
teren Einkommensgruppen haben 
dadurch mehr in der Tasche. Die 
Unternehmen indes haben die hö-
heren Lohnkosten auf besser bezahl-
te Mitarbeiter abgewälzt – indem sie 
diesen einen Teil der Zulagen gestri-
chen haben.
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Regelmäßige Bruttostundenverdienste: ohne Überstunden und Sonderzahlungen
Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Lohnerhöhungen: Alle profitieren
Um so viel Prozent stiegen die regelmäßigen Bruttostundenverdienste
zwischen dem 1. Quartal 2007 und dem 3. Quartal 2011

Leistungsgruppe 1: Leistungsgruppe 2: Leistungsgruppe 3: Leistungs-
gruppe 4:

Leistungs-
gruppe 5:Arbeitnehmer in

leitender Stellung
oder mit selbststän-
digen Tätigkeiten

Arbeitnehmer mit ab-
geschlossener Berufs-
ausbildung und spezi-
ellen Fachkenntnissen

Arbeitnehmer mit ab-
geschlossener Berufs-
ausbildung und schwie-
rigen Tätigkeiten

Angelernte
Arbeit-
nehmer

Ungelernte
Arbeit-
nehmer

Leistungsgruppe
1

14,7

2

9,5

3

9,0

4

6,6

5

7,9

Leistungsgruppe
1

6,9

2

8,1

3

8,3

4

6,7

5

9,0

Leistungsgruppe
1

9,2

2

7,7

3

7,8

4

6,2

5

8,2

Produzierendes
Gewerbe Dienstleistungen Gesamtwirtschaft
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Weil die Firmen stark im Ausland 
engagiert sind, wird der Anteil der 
in Deutschland gefertigten Produkte 
in den nächsten Jahren abnehmen 
(Grafik):

Rund 40 Prozent ihrer Produktion 
stellen die Automobilzulieferer der-
zeit in Deutschland her – in drei 
Jahren könnten es nur noch 30 Pro-
zent sein. 

Die wichtigsten Produktions-
standorte im Ausland sind bereits 
jetzt die BRIC-Staaten: In Brasilien, 
Russland, Indien und China fertigen 
die deutschen Zulieferer rund 16 
Prozent ihrer Produktion, wobei 
China der eindeutige Favorit ist. 
Künftig dürften die BRIC-Standorte 
fast genauso viel Gewicht haben wie 
die heimischen. 

Allerdings wird nicht nur Deutsch-
land relativ an Bedeutung verlieren 
– alle europäischen Standorte müs-
sen Federn lassen, selbst das als 
kostengünstig geltende Osteuropa. 
Die Unternehmen verlagern ihre Fa-
briken zwar auch, weil sie billigere 
Produktionsstätten suchen, ihr 
Hauptmotiv aber ist es, neue Märkte 
zu erschließen und dort vor Ort zu 
produzieren. Besonders kleinere Fir-
men wollen sich künftig in Bewe-
gung setzen und damit den großen 
folgen, die schon seit längerem im 
Ausland aktiv sind.

Und mittendrin steht die mittel-
ständisch geprägte Automobilzulie-
ferindustrie. Sie ist immerhin für 
etwa drei Viertel der Wertschöpfung 
im Automobilsektor hierzulande 
verantwortlich. Die Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln Consult hat 
diese Unternehmen im Auftrag des 
Verbands der Automobilindustrie 
(VDA) gefragt, wie sie die künftigen 
Entwicklungen sehen und welche 
Rolle der Standort Deutschland 
spielen wird. 

Automobilindustrie. Bisher haben die deutschen Automobilzulieferer gut 
mitgemischt auf den internationalen Märkten. Das dürfte die Produktion und 
Beschäftigung hierzulande auch künftig sichern. Ein Problem für die Branche 
könnte allerdings der Fachkräfteengpass in Deutschland werden.

Früher prägten Tausende Fahrrä-
der Pekings Straßenbild, heute sind 
es Autokolonnen: Asien ist der Zu-
kunftsmarkt für Autobauer und -zu-
lieferer.

Doch nicht nur neue Märkte sind 
eine große Herausforderung für die 
deutschen Autobauer, auch ver-
schärfte Umweltgesetze und der 
Trend zur Urbanisierung, bei dem 
der kleine Stadtwagen der großen 
Geländekarosse den Rang abläuft, 
sind zu meistern. 
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Befragung von 87 Unternehmen im September 2011;
NAFTA: Nordamerikanisches Freihandelsabkommen zwischen den USA, Kanada und Mexiko;
BRIC-Staaten: Brasilien, Russland, Indien, China; umsatzgewichtet; Quelle: IW Consult

Deutsche Automobilzulieferer: Man baut in BRIC
Produktion nach Standorten, in Prozent

Unternehmen mit ...
bis zu 1.000
Mitarbeitern

Deutschland 87,7

BRIC-Staaten 3,7

Westeuropa 2,4

Osteuropa 2,8

Länder
der NAFTA 3,2

Restliche Welt 0,1

34,5

17,1

16,2

13,4

13,3

5,4

2010
Insgesamt

5,0
Restliche

Welt

38,3
 Deutsch-

land

12,6
Länder der

NAFTA

12,7
 Ost-

europa

15,3
Westeuropa

16,2

 BRIC-
Staaten

über 1.000
Mitarbeitern

Erwartungen
für 2015

Insgesamt

3,9

29,0
15,1

10,6

14,7
26,7

Unternehmen mit ...
bis zu 1.000
Mitarbeitern

Deutschland 74,4

BRIC-Staaten 11,5

Westeuropa 1,8

Osteuropa 3,8

Länder
der NAFTA 8,4

Restliche Welt 0,2

25,8

27,8

15,6

11,1

15,6

4,2

über 1.000
Mitarbeitern

Information

IW Consult/
VDA

„Zukunft der Automobilzulieferer – Zukunft
der Automobilindustrie. Was bringt der
Strukturwandel für die Automobilzulieferer?“
in: Materialien zur Automobilindustrie,
Band 44, 35 Euro

Zuversichtliche Zulieferer
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Dieses Engagement jenseits der 
deutschen Grenzen hat die Automo-
bilindustrie in der Vergangenheit 
gestärkt. So sind deutsche Marken 
mittlerweile auf allen wichtigen Au-
tomärkten präsent und wirtschaft-
lich erfolgreich. Während etwa die 
italienische und französische Kon-
kurrenz eher unter der Globalisie-
rung gelitten hat, sind Produktion 
und Beschäftigung in der Bundesre-
publik bislang sogar gestiegen. Dies 
dürfte – dank des Auslandsengage-
ments der Fimen – voraussichtlich 
auch so bleiben.

Somit bewerten die Automobilzu-
lieferer die meisten Rahmenbedin-
gungen in Deutschland auch recht 
gut. Vor allem bei den Themen 
Rechtssicherheit, Forschung und 
Entwicklung, Infrastruktur, Logistik 
und Netzwerkstrukturen – sowohl in 
der Forschung als auch innerhalb 
der Wertschöpfungskette – kann der 
Standort D punkten. Auch in den 
nächsten drei Jahren dürfte sich da-
ran nach Meinung der befragten 
Unternehmen nichts ändern.

Sorgen machen den Automobil-
zulieferern dagegen die Steuer- und 
Abgabenbelastung und – vor allem 
– die Folgen der demografischen Ent-
wicklung (Grafik):

Fragt man die Automobilzulieferer, 
welcher Standortfaktor ihnen am 
wichtigsten ist, sind sich alle einig: die 
Verfügbarkeit von Fachkräften. 

In diesem Punkt erwarten die Un-
ternehmen deshalb auch Unterstüt-
zung von der Politik und den Ver-
bänden. Über das gesamte Spektrum 
der Bildungsangebote hinweg sollte 
hier investiert werden, so die einhel-
lige Meinung; wobei die MINT-Fä-
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Befragung von 87 Unternehmen im September 2011
Quelle: IW Consult

Deutsche Automobilzulieferer:
Was den Unternehmen wichtig ist
Bewertung auf einer Skala von 0 (nicht wichtig) bis 100 (sehr wichtig)

Fachkräfteverfügbarkeit

0 20 40 60 80 100

100
Kompetenz in Forschung
und Entwicklung 68

Infrastruktur 60

Planungssicherheit 47

Rechtssicherheit 46

Steuer-/Abgabenbelastung 45

Logistik 45

Lieferantennetzwerke 44

Währungssicherheit 41

Finanzierungsbedingungen 40

Demografische Entwicklung 40

Forschungsnetzwerke 39

cher Mathematik, Informatik, Na-
turwissenschaften und Technik für 
die forschungs- und technologieori-
entierte Branche von besonderer 
Bedeutung sind. 

Nicht zuletzt müssen sich die Au-
tomobilzulieferer aber auch selbst 
als attraktive Arbeitgeber für kluge 

Köpfe profilieren – zum Beispiel über 
die M+E-Infomobile. Neun Fahr-
zeuge sind deutschlandweit unter-
wegs, um an Schulen über Jobs in der 
Metall- und Elektro-Industrie zu 
informieren. Weitere Informationen 
zu den Infomobilen gibt es unter 
www.me-infomobil.de.

Mehr Informationen:	 www.land-der-ideen.de	 www.klimzug.de
	 		 	 www.juniorprojekt.de	 www.fitfuerdiewirtschaft.de

Ausgezeichnete IW-Projekte im „Land der Ideen“ 
Gleich drei Projekte aus dem Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW) wurden im 
Rahmen des Wettbewerbs „365 Orte im Land der Ideen“ von der Initiative „Deutschland 
– Land der Ideen“ prämiert: Das Projekt „KLIMZUG – Klimawandel in Regionen zukunfts-
fähig gestalten“ erhielt die Auszeichnung in der Kategorie „Gesellschaft“, die beiden 
Schülerprojekte „JUNIOR – Schüler erleben Wirtschaft“ und „Fit für die Wirtschaft“ ge-
wannen in der Kategorie „Bildung“. Es hatten sich mehr als 2.000 Projekte beworben.   
Die Initiative zeichnet seit 2005 Ideen und Projekte aus, die „die beeindruckende Ideen-
vielfalt und Innovationskraft Deutschlands sichtbar und erlebbar machen“.  
Die vom IW Köln betreute und vom Bundesforschungsministerium finanzierte Fördermaß-
nahme KLIMZUG ist Teil der Hightech-Strategie der Bundesregierung zum Klimaschutz. 
Ausgezeichnet wurde KLIMZUG als Netzwerk mit Partnern aus Wissenschaft, Wirtschaft, 
Gesellschaft und Politik in sieben Regionen. Das IW-Projekt JUNIOR fördert den Unter-
nehmergeist von Schülern: Die Jugendlichen gründen ein Unternehmen und entwickeln 
und vermarkten ein eigenes Produkt. Bei „Fit für die Wirtschaft“ vermitteln Wirtschafts-
experten der TARGO-Bank Acht- und Neuntklässlern Wirtschafts- und Finanzwissen. 
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Emissionshandel.  Weil CO2-Ver-
schmutzungszertifikate derzeit wenig 
kosten, plädieren einige Politiker be-
reits für eine Preisuntergrenze. Doch 
die ist gar nicht nötig. Denn der Zerti-
fikatepreis hat keinen Einfluss auf die 
festgelegte Emissionsmenge. 

Seit 2005 sind in Europa alle 
Stromerzeuger und ein Großteil der 
Industrie, die das Treibhausgas Koh-
lendioxid ausstoßen, zum Kauf von 
Emissionsrechten verpflichtet. De-
ren Preise sind seit einem halben Jahr 
im Sinkflug (Grafik):

Zuletzt kostete ein Emissionszer-
tifikat rund 8 Euro – vergangenes 
Frühjahr mussten die Unternehmen 
für den Ausstoß einer Tonne CO2 
noch das Doppelte bezahlen.

Ursache für den Preisverfall ist 
primär die Wirtschaftskrise: Die eu-
ropäischen Unternehmen produ-
zierten in den vergangenen drei Jah-
ren weniger als zuvor und setzten 
folglich auch geringere Mengen CO2 
frei. Das wiederum ließ ihren Bedarf 
an Emissionszertifikaten sinken.

Kritiker sehen diese Entwicklung 
mit Skepsis. Für sie sind günstige 
Emissionszertifikate schlecht, weil 
sie den Unternehmen weniger An-
reize bieten, in den Klimaschutz zu 
investieren. Außerdem sinken bei 
niedrigen Einnahmen aus dem Emis-
sionshandel auch jene Summen, wel-
che die Europäische Union in inter-
nationale Klimaprojekte investieren 
kann.

Die im Rahmen des Emissions-
handels festgelegten Klimaschutz-
ziele werden dagegen von Zertifi-
katspreisschwankungen nicht tan-
giert. Denn schließlich ist nur eine 

begrenzte Menge von Emissions-
rechten auf dem Markt. Der Preis 
für ein Zertifikat beeinflusst also 
nicht die erlaubte Verschmutzungs-
menge, sondern gibt nur wieder, wie 
teuer der CO2-Ausstoß für ein Un-
ternehmen aktuell ist.

Aus Sicht der Unternehmen hat 
ein niedriger Zertifikatepreis in wirt-
schaftlich schwachen Zeiten zudem  
handfeste Vorteile: Zum einen müs-
sen die Betriebe in solchen Phasen 
weniger Klimaschutzkosten schul-
tern – mit dem angenehmen Neben-
effekt, so wenigstens einen kleinen 
Teil der in den vergangenen Jahren 
deutlich gestiegenen Energiekosten 
wieder auszugleichen. Zum anderen 
dürften sich auch die Strompreise 
moderater entwickeln – schließlich 
sind die CO2-Zertifikate bei der  
Stromerzeugung ein gewichtiger Kos
tenfaktor.

Unter wettbewerblichen Aspekten 
sind moderate Preise für Emissions-
rechte ebenfalls begrüßenswert: 
Denn momentan müssen ausschließ-
lich die Unternehmen in Europa 
Verschmutzungsrechte erwerben, 
was sie gegenüber internationalen 
Konkurrenten benachteiligt. Die eu-
ropäischen Regelungen werden al-
lerdings schon bald auf die ganze 

Welt ausgedehnt – zumindest für eine 
Branche:

Ab 2013 soll der internationale 
Flugverkehr in den Emissionshandel 
einbezogen werden.

Praktisch bedeutet das, dass alle 
Airlines, die im europäischen Ho-
heitsgebiet starten oder landen, ih-
ren CO2-Ausstoß um zunächst 3 Pro
zent senken sollen. Dieses Vorhaben 
stößt allerdings auf massiven Wider-
stand von Großemittenten aus den 
USA, Russland und Indien. China 
untersagte den eigenen Luftfahrt-
betreibern zuletzt sogar die Teilnah-
me am System.  

Mittelfristig – wenn der Handels-
streit gelöst ist – dürfte die zusätz-
liche Nachfrage nach Zertifikaten 
durch die Flugverkehrsbranche die 
Preise für die Emissionsrechte  wie-
der nach oben treiben. Mehr Wirt-
schaftswachstum wird den krisenbe-
dingten Preisrückgang über kurz 
oder lang ebenfalls zunichtemachen. 
Und schließlich dürfte auch der ge-
plante Ausstieg einiger Länder aus 
der CO2-freien Atomenergie zu einer 
Verteuerung der Emissionsrechte 
beitragen. Denn die Kohlekraft-
werke, die dann vermehrt zum Ein-
satz kommen dürften, setzen relativ 
viele Treibhausgase frei.
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Jeweils Monatsanfang; Quelle: Strombörse Leipzig

Emissionszertifikate: Deutlich billiger
Kosten des Emissionsrechts 
für eine Tonne CO2 in Euro

Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez Jan
2012

FebJan
2011

8,10

14,00 14,62 14,95
16,55 16,50 16,76

13,15 12,21 12,58

9,94 9,99
8,03

6,80

 

Alles im 
Schlot 
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Faire Regeln reichen

Staatsbankrotte.  Das Drama ist in 
vollem Gang – stürzt Griechenland in 
die Staatspleite oder nicht? Selbst 
wenn es zum Schlimmsten kommt: Die 
Erfahrung zeigt, dass sich Staatsban-
krotte einigermaßen geordnet abwi-
ckeln lassen. Ein Insolvenzrecht ist 
dafür nicht erforderlich.

Ist ein Unternehmen pleite, läuft 
meist alles in geordneten Bahnen ab. 
Alle verwertbaren Betriebsteile wer-
den verkauft, sodass die Gläubiger 
oft wenigstens etwas von ihrem Geld 
wiedersehen.

Einen Staat dagegen kann man 
nicht auflösen; er ist souverän und 
kann letztlich noch nicht einmal 
gezwungen werden, seine Schulden 
zu bedienen. Hinzu kommt, dass sich 
die Staaten das fehlende Geld heut-
zutage weniger über Bankdarlehen 
besorgen, sondern überwiegend 
Staatsanleihen herausgeben. Da-
durch steigt die Zahl der Gläubiger, 
die im Fall der Fälle unter einen Hut 
gebracht werden müssen. Folglich 
kann sich das Umschuldungsverfah-
ren bei einem Staatsbankrott mögli-
cherweise jahrelang hinziehen und 
ziemlich chaotisch verlaufen. Ein 
Paradebeispiel dafür war der argen-
tinische Staatskonkurs im Jahr 2001.

Um ein ähnliches Durcheinander 
bei einer eventuellen Griechen-Plei-
te zu vermeiden, diskutiert die Euro-
zone über ein Insolvenzrecht. Dem-
nach soll eine Art Insolvenzgericht 
nicht nur Staaten, sondern auch zau-
dernde Gläubiger zu einer geord-
neten Umschuldung zwingen.

Der Vorschlag erscheint allerdings 
kaum durchsetzbar – schon der In-
ternationale Währungsfonds war mit 

einem ähnlichen Konzept kläglich 
gescheitert. Gleichwohl sind seit der 
Argentinienkrise viele Umschul-
dungen von Entwicklungs- und 
Schwellenländern erstaunlich rei-
bungsarm verlaufen. Die Organisa-
tion von Gläubigerversammlungen 
zum Beispiel ist inzwischen einge-
übte Praxis (Grafik): 

Seit 1999 lag die Teilnahmequote 
bei den meisten größeren Umschul-
dungen bei über 90 Prozent. 

Um dies auch mit Sicherheit in 
Zukunft erreichen zu können, bieten 
sich sogenannte Collective Action 
Clauses (CAC) an. Mit diesen Um-
schuldungsklauseln kann eine Gläu-

bigermehrheit von beispielsweise 
mindestens 75 Prozent die übrigen 
Gläubiger zwingen, die Umschul-
dungsbedingungen zu akzeptieren. 
In den Euroländern sollen die CAC 
ab Anfang 2013 bei der Ausgabe 
neuer Staatsanleihen im Kleinge-
druckten verankert werden.

Darüber hinaus sollte auch der ab 
Mitte 2012 einzuführende Europä-
ische Stabilitätsmechanismus (ESM) 
ein Verhandlungsforum mit fairen 
und verlässlichen Regeln anbieten. 
Schuldnerstaat und Gläubiger 
könnten dann unter Obhut des ESM 
in Ruhe und freiwillig über die De-
tails der Umschuldung verhandeln.
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Schuldenerlasse auf Staatsanleihen, wenn nicht anders angegeben
Ursprungsdaten: Juan Cruces /Christoph Trebesch, 2011 

Schuldenerlasse: 
Kein Novum Jahr der 

Umschul-
dung 

Irak (Bank- und Unter-
nehmensschulden)

Argentinien

Serbien & Montenegro 
(Bankschulden)

Ecuador

Seychellen

Elfenbeinküste

Russland (inkl. Bankschulden)

Ecuador

Moldawien

Grenada

Belize (inkl. Bankschulden)

Ukraine

Pakistan

Pakistan (Bankschulden)

Dominikanische Republik 
(Bankschulden)

Uruguay

Dominikanische Republik

2006

2005

2004

2009

2010

2010

2000

2000

2002

2005

2007

2000

1999

1999

2005

2003

2005

17.710

43.736

2.700

3.190

320

2.940

31.943

6.700

40

210

516

1.598

610

777

180

3.127

1.100

96

76

84–89

99

99

98

100

97

98

97

99

93

94

Volumen der 
Umschuldung 
in Millionen 

Dollar

 Teilnahme-
 quote der 
Gläubiger
in Prozent

Schuldenerlass 
in Prozent

89

77

73

68

56

55

51

38

37

34

24

18

15

12

11

10

5
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Schlecker ist nicht überall

Insolvenzen. Im Jahr 2011 ist die Zahl 
der Unternehmenspleiten weiter ge-
sunken. Dies geht aus einer Hochrech-
nung der Wirtschaftsauskunftei Cre-
ditreform hervor.

Wer dieser Tage die Zeitungen 
aufschlägt, stößt auf  Meldungen 
über die Insolvenzverfahren beim 
Druckmaschinenbauer Manroland 
und dem Solarunternehmen Solon. 
Beide Firmen hatten bereits Ende 
2011 aufgegeben und suchen gerade 
neue Investoren. Doch solche Groß-
pleiten sind deutlich zurückgegan-
gen – noch nie in den vergangenen 
zehn Jahren mussten so wenige 
große Firmen den Gang zum Insol-
venzrichter antreten wie 2011:

Die Zahl der Pleitiers mit mehr als 
50 Millionen Euro Jahresumsatz sank 
um 10 Prozent auf 90.

Nicht zuletzt deshalb gingen die 
materiellen Schäden 2011 um 27 
Prozent auf 23 Milliarden Euro zu-
rück. Im Krisenjahr 2009 sum-

mierten sich die Forderungsausfälle 
und andere Schäden noch auf fast 
79 Milliarden Euro. Dementspre-
chend lag der Durchschnittsschaden 
je Fall damals bei 2,4 Millionen Euro 
– fast viermal so hoch wie im ver-
gangenen Jahr.

Obwohl die Pleitewelle abebbt, 
gerieten 2011 immerhin 236.000 Ar-
beitsplätze in Gefahr, nicht wesent-
lich weniger als 2010 (Grafik). Von 
diesen Stellen konnten und können 
aber noch viele im Laufe des Insol-
venzverfahrens gerettet werden. 
Denn bevor gar nichts mehr geht 
und ein Unternehmen endgültig sei-
ne Tore schließen muss, versuchen 
Insolvenzverwalter zunächst einmal, 
zumindest Teile des Betriebs zu er-
halten.

Vor allem die Industrie erwies sich 
2011 als sehr robust. Dort ging die 
Zahl der Pleiten gegenüber 2010 um 
14 Prozent zurück. Und auch in der 
Bauwirtschaft gab es rund 13 Pro-
zent weniger Insolvenzen. Im Han-
del und im Dienstleistungssektor 
waren die Rückgänge mit 6 respek-
tive 2 Prozent weit schwächer.

Wie geht es weiter? Der Fall Schle-
cker ist sicher nicht zu verallgemei-
nern. Die Voraussetzungen dafür, 
dass die Zahl der Firmeninsolvenzen 
im laufenden Jahr selbst dann nied-
rig bleibt, wenn das Wachstum 
schwächelt, sind jedenfalls recht gut:

Zum einen melden deutsche Un-
ternehmen weiterhin gute Geschäfte.

Zum anderen haben viele Firmen 
ihr Eigenkapital so weit aufgestockt, 
dass ein ordentliches Polster für eine 
Durststrecke vorhanden ist. Der 
Mittelstand erreichte zuletzt nach 
Angaben der KfW Bankengruppe 
eine historisch hohe Eigenmittelquo-
te von 26 Prozent.
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2011: Hochrechnung
Quelle: Creditreform

Weniger Pleiten

Unternehmensinsolvenzen 
in Deutschland

2002 04 06 08 10
03 05 07 09 11

Insolvenzschäden
in Milliarden Euro

2011

23,3

771.500

236.000

96

-27,4

-23,0

-1,7

-5,0

Veränderung gegenüber Vorjahr
in Prozent

Schaden je Fall 
in Euro

Betroffene 
Arbeitsplätze

Insolvenzen je 
10.000 Unter-
nehmen
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37.620

30.200

30.000

25.000
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